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Erklärung der DKP
zur Abfaiiwirtschaft

1. Zur Lage

Nicht nur durch Atommüll—hierzu hat die DKP ihre Forderungen schon
friüier publiziert —, sondern auch durch andere Produktionsabfälle wer
den die Einwohner ganzer Landstriche bedroht. Immer wieder wurde in
den vergangenen Ja^en und Monaten die Bevölkerung unseres Landes
aufgeschreckt durch Gefahren, die von undichten Mülldeponien, bebau
ten Altgiftmülldeponien und von Schadstoffen aus Müllverbrenmmgsan-
lagen ausgingen.
Die bekanntgewordenen Skandale zeigen nur die Spitze eines Eisberges.
Noch immer werden in unserem Land mit staatlicher Erlaubnis jährlich
rund 220 Millionen Tonnen Müll produziert, darunter nach verschiede
nen Quellen zwischen 4,8 imd 6,4 Millionen Tonnen gefährlicher Chemie
abfälle imd Schwermetalle. Sie werden auf unzureichend abgesicherten
Deponien gelagert, obwohl damit große Gefahren für Mensch und Um
welt verbunden sind. Sie werden in zum größten TeU unausgereiften und
ungeeigneten Verbrennungsanlagen verbrannt. Dabei entstehen neue Ul
tragifte und große Mengen weiterer Schadstoffe, die zur Luftverschmut
zung imd damit zum Waldsterben ebenso beitragen wie zur Verschmut
zung des Bodens und der Gewässer.
Noch immer erfolgt die „Entsorgung" von Abfällen einschließlich Pro
duktionsabfällen zum großen TeU durch Privatbetriebe, denen Profit
wichtiger ist als unser Leben und unsere Gesundheit. Noch immer findet
eine ausreichende KontroUe nicht statt. Nach Berechmmgen des Umwelt
bundesamtes verschwinden jährlich 1,3 Millionen Tonnen GUftmüll spur
los. Ihr Verbleib kann von den zuständigen Behörden nicht mehr festge
stellt werden.

Noch immer wird mit staathcher Duldung auch dort Müll und sogar Gift
müll produziert, wo technische Möglichkeiten zu seiner Vermeidung vor
handen sind, weU das für die Großindustrie profitabler ist. Denn sie l^t die
Folgen der Umweltvergiftung nicht zu tragen. Die hemmungslose Aus-



Plünderung der Länder der 3. Welt durch Großbankenund multinationale
Konzerne hat mit dazu beigetragen, daß von dort importierte Rol^toffe
auf dem internationalen Markt immer billiger zu haben sind. Eine Folge:
Teurere Sekundärrohstoffe aus Abfällen sind in unserem Land immer we
niger gefragt. Die Müllmenge nimmt ständig zu.
Die Bundesre^erung wird an diesem Zustand kaum etwas ändern. Bim-
desumweltminister Töpfer setzt weiter auf freiwillige Maßnahmen der
MüUverursacher. Das Großkapital ist aber, wie die Vergangenheit bewie
sen hat, ohne Zwang nicht bereit, notwendige imd teure Maßnahmen zur
Müllverhinderung und Abfallwi^erverwendung zu ergreifen. Dabei fah
ren die ̂ößten Gtftmüllproduzenten, die Großkonzeme der chemischen
Industrie mit den Großbanken, die höchsten Gewinne ein. Sie wären dazu
in der Lage, jährlich viele Milliarden DM zusätzlich für die Vermeidung
von Giftmüll imd die Sanierung der von ihnen produzierten Altlasten aus
zugeben. Dadurch könnten gleichzeitig Hunderttausende sinnvolle Ar
beitsplätze neu geschaffen werden.

2. Grundsätzliche Ziele der DKP

Die DKP fordert als Ziel einer alternativen Müllverhindenmgs- und Müll
verminderungspolitik:
Auch beim Miill ist die beste Lösimg die Null-Lösung. Im Interesse des
Schutzes unserer Lebensgrundlagen und dernatürlichenRessourcenist es
deshalb notwendig, zunehmend abfallfreie und abfallarme Technologien
zu entwickeln und einzusetzen. Damit Gesundheit und Leben der Men
schen und ihrer Umwelt endlich Vorrang erhalten vor Profitinteressen,
müssen besonders die Konzerne dazu gezwungen und die gesetzlichen
Grundlagen dafür geschaffen werden.
Ziel der Müllverhindenmgs- und Müllverminderungspolitik muß es sein,
daß lan^stig nm noch Abfälle in die Umwelt abgegeten werden, die ent
weder^ die natürlichen Stofrkreisläufe und den Menschen nachweislich
unschädlich sind oder die von der Natur und in der Natur ohne Schädigun
gen der Lebensgrundlagen von Menschen, Tieren und Pflanzen zu un
schädlichen Endprodukten abgebaut werden.
Ebenso muß erreicht werden, daß alle produzierten Waren so beschaffen
sind, daß sie einer umweltverträglichen Wiederverwertung zugeführt wer
den können.



Damit unsere Lebensgnmdlagen erhalten bleiben, unterstützt die DKP al
le Schritte, die dazu beitragen, daß diese Ziele möglichst schnell erreicht
werden.

Wir Kommunisten gehen davon aus, daß diese Ziele in einer Gesell
schaftsordnung, in der keine Frofitinteressen einer gesamtgesellschaftli
chen Planung des Umgangs mit den natürlichen Ressourcen im Wege ste
hen, leichter zu erreichen sind. Wir verbinden deshalb unser Eintreten für
eine Null-Lösung beim Müll und eine Null-Gefährdimg unserer Lebens
grundlagen mit dem Kampf für grundsätzliche gesellschaftliche Verände
rungen, die die Konzemmacht einschränken und schließlich überwinden.
Umweltprobleme sind globale Probleme. Sie machen an Staats- und Sy
stemgrenzen nicht halt. Ihre Lösung erfordert ein neues Denken und Han
deln über die Grenzen hinweg. Sie ̂ cht auch international koordinierte
Abkommen zur Reduzierung und Überwindung auch der Gefahren not
wendig, die sich aus der Müllproduktion ergeben. Die DKP fordert:
Die Produktionsverlagerung von Stoffen, die für Mensch und Umwelt ge
fährlich sind, von Produktionsverfahren, bei denen entsprechende Abi^-
le anfallen imd der Export von Giftmüll ins Ausland sind durch gesetzliche
Regelungen und wirksame Kontrollmaßnahmen zu unterbinden.
Alle Forderungen zur Verhinderung wie zur Verringerung von Abfällen
müssen in unserem Land gegen die Profitinteressen der Großindustrie
und ihre politischen Vertreter besonders in der Bimdesregierung und den
sie tragenden Parteien dmchgesetzt werden. Gegen sie muß der politische
Druck verstärkt, muß ein alternatives Müllverhinderungs- und Entsor
gungskonzept erkämpft werden. Die Chancen dafür wachsen mit dem Er
folg der Fri^enskräfte, mit der Konversion von Kriegs- zu Friedenspro
duktion.

3. Mittelfristige Ziele der DKP

Als mittelfristige Ziele schlägt die DKP vor:
Um eine effektive Kontrolle des Müllanfalls und seiner weiteren Verwen

dung zu ermöglichen, werden alle produzierenden Betriebe verpflichtet,
eine Energie- und StoffbUanz vorzidegen. Sie müssen alle im Betrieb ver
arbeiteten Rohstoffe, afie daraus erzeugten Produkte und aUe in der Pro
duktion entstehenden Abprodukte nach Menge und Qualität dokumen
tieren.

Jeder Betrieb muß voll für alle Schäden haften, die durch seinen Müll ent
standen sind und/oder in Zukunft entstehen werden. Um das Verursa-



cherprinzip in Zukunft dmchzusetzen, hat jeder Betrieb für alle von ihm
produzierten Abfälle eine Umweltsteuer an den Staat zu zahlen. Sie soll so
bemessen sein, daß damit nach derzeitigem Kenntnisstand aUe denkbaren
Folgeschäden vunweltverträglich beseitigt werden können. Über ihre Hö
he müssen Gewerkschaften, demokratische Umweltorganisationen sowie
Wissenschaftler ihres Vertrauens mitentscheiden.

Der entstehende Müll ist soweit wie möglich wiederzuverwenden. Es sind
Verfahren zu entwickeln, besonders chemische Abfälle als Sekundärroh
stoffe zu nutzen. Diese Maßnahmen können nicht nur die Umwelt entla

sten und Rohstoffe sparen helfen. Sie können gleichzeitig dazu beitragen,
innerhalb kürzester Zeit Hunderttausende von sinnvollen Arbeitsplätzen
neu zu schaffen.

Zur mnweltverträglichen Nutzimg heute noch nicht verwertbarer Müll
sorten wird an den Universitäten und anderen Forschungseinrichtungen
ein Schwerpunktforschungsprogramm eingerichtet, das von den großen
Müllverursachem per Umlage zu finanzieren ist und das Tausenden von
Wissenschaftlern Arbeitsplätze sichert.
Die Durchsetzung auch von Teilzielen für eine an den Interessen der Be
völkerung orientierte Abfallwirtschaft setzt die Veröffentlichung aller
Umweltdaten und die Einschränkung der alleinigen Entscheidungsbefug
nis der Konzerne und ihrer politischen Vertreter voraus. Die DKP fordert:
Für alle Produktionsverfal^en mit Müllanfall, für jede Genehmigung von
Mülltranspo^ -lagern, -deponien und -Verbrennung ist eine demo&ati-
sche Mitbestimmung von Gewerkschaften, Bürgerinitiativen, Arbeitern
und betroffener Bevölkerung gesetzlich festzuschreiben. Sie müsen gegen
alle staatlichen wie betrieblichen Entscheidungen ein Vetorecht erhalten.
Alle Unterlagen über Zusammensetzung, Menge und Abfall von Müll sind
zu veröffentlichen.

4. Giftinüll gefährdet unsere Lebens
grundlagen

Ein besonders schwerwiegendes Problem für unsere Lebensgrundlagen
kann aus der zunehmenden GiftmüUproduktion erwachsen. Hier ist ein
neues Denken und Handeln besonders dringend erforderlich. Die DKP
fordert:

Chemie- und sonstiger Sondermüll güt nur dann als „entsorgt", wenn er
vollständig und ohne Gefahren für die Umwelt als Sekundärrohstoff in die
Produktion zurückgeführt oder in für Menschen und seine Umwelt nach-



gewiesen unschädliche Bestandteile zerlegt ist. Für alle Stoffe, für die das
heute noch nicht möglich ist, werden keine Enddeponien, sondern nur
noch rückholbare, kontrollierbare und reparierbare Zwischej^ager, mög
lichst auf dem Betriebsgelände oder in Betriebsnähe, genehmigt, in denen
sie unter größtmöglicher Sicherheit nach Abfallsorten getrennt solange
gelagert werden, bis ihre lunweltverträgliche Verwertung erfolgen kaim.
Von Seiten des Umweltministeriums und der Großindustrie wird die Gift
müllverbrennung als die einzig sichere Möglichkeit seiner Beseitigung
dargestellt. Die DKP erklärt dazu:
Die Verbrennung von hochgiftigem Sondermüll kann zu einer Reduzie
rung seiner Gefärlichkeit und seines Volumens beitragen. Vorausset
zung dafür sind allerdings ausreichend hohe Verbrennungstemperaturen
zu jeder Zeit und an jedem Ort der Verbrennungskampagne und die Nut
zung aller technischen Möglichkeiten zur Verminderung entstehender
gasförmiger und staubförmiger Schadstoffe. Da in den Abgasen bestehen
der Anlagen ünmer wieder Dioxine und andere giftige Stoffe gefunden
wurden, müssen Auflagen und ihre Einhaltung durch demokratische Mit
bestimmimg und Kontrolle von Bevölkerung und Gewerkschaften ge-
w^leistet werden.

Aber auch die beste Müllverbrennungsanlage arbeitet nicht schadstoff
frei. In der Regel fallen aus dem Abgas herausgefilterte Gifte als MüU, zum
Teü als Sondermüll an. Technisch ist heute unvermeidbar, daß erhebliche
TeUe der Abgase in die Atmosphäre geraten und so zur Vergiftung der
Luft beitragen. Stoffe, die durch chemischen Umbau als neue Rohstoffe
eingesetzt werden können, sind deshalb von der Verbrennung auszu-
sclifießen.

Insbesondere in Städten und Gemeinden mit überdurchschnittlich hoher

Arbeitslosigkeit versuchen Bundes- und Landesregierungen gemeinsam
mit Vertretern der Großindustrie neue, sogenannte ,JEntsorgungszen-
tren** durchzusetzen, die sich bei näherem Hinsehen als nichts anderes ent
puppen, als neue Lagerstätten für Giftmüll mit angeschlossenen Verbren
nungsanlagen. Durch immer neue „Entsorgungszentren** sollen für die
Giftmüllproduzenten Möglichkeiten gesch^en werden, ihre Abfälle so
billig wie möglich loszuwerden. Produktionsverfahren, bei denen Gift
müll anfiUlt, werden dadurch profitabler.
Die DKP will dazu beitragen, daß diese Entwicklung aufgehalten wird. Sie
macht deshalb ihre Zustünmung zum Bau und zur Inbetriebnahme neuer
Sondermüllverbrennungsanlagen und Sondermüllendlager davon abhän
gig, daß zuvor gesetzliche Schritte eingeleitet wurden, die die Betriebe zur
Entwicklung und Einführung umweltverträglicher Produkte und Produk
tionsverfahren zwingen.



5. Hausmüll vermlndem und verwerten
statt neue Deponien und Verbren

nungsanlagen

Das Gesamtkonzept der DKP zur Verhinderung und Verminderung von
Müll schließt das Problem des Hausmülls ein, an dem viele Kommunen
sprichwörtlich ersticken. Die DKP erhebt folgende Forderungen:
Auch bei HausmüU hat die Vermeidung Vorrang vor Verwertung imd die
Verwertung Vorrang vor der Beseitigung. Durch getrenntes Sammeln von
Hausmüllarten (Glasbruch, Papier) können erhebliche Deponienflächen
eingespart und dmch die Nutzimg wiederverwertbarer MiUlbestandteüe
Tausende von Arbeitsplätze neu geschaffen und kostbare Rohstoffe ein
gespart werden.
Bei der Verbrennung von Hausmüll büden sich große Mengen Luftschad
stoffe und z. T. sogar neue Ultragifte, wie das Seveso-Dioxin. FÜterstäube
und Verbrennungsrückstände sind so giftig, daß sie als Sondermüll besei
tigt werden müssen. Je mehr MüllbestandteÜe wieder verwendet werden,
desto geringer wird der Brennwert des Mülls und desto unrentabler wird
die Mullverbrennung. Haushaltsabfälle, aus denen Papier und Kunststoff
aussortiert wurden, brennen nur, wenn mit wertvollen Rohstoffen (Glas,
Öl) zugefeuert wird. Auch für Hausmüll ist die Müllverbrennung aus die
sen Gründen nur in Ausnahmefällen zuzulassen.

Abgase aus Mülldeponien können ebenfalls zu einer Gefährdung von
Mensch und Umwelt führen. Die DKP fordert deshalb, alle bestehenden
imd zukünftigen Mülldeponien zu entgasen. Die entstehenden brennba
ren Abgase müssen bei ausreichend hohen Verbrenmmgstemperaturen
z. B. in Kraftwerken verbrannt und mit modernsten FUteranlagen gerei
nigt werden. Nur so können Schwelbrände auf Deponien mit hoher Luft
belastung und Büdung von Ultragiften verhindert werden.
Die umweltverträgliche Verwertung ist für die Kommunen auf Dauer billi
ger als das Verbrennen oder das Deponieren von HausmüU. Das gilt be
sonders dann, wenn die längerfristigen geseUschaftlichen Folgekosten der
traditioneUen MüUbeseitigung mit berücksichtigt werden. Denn MüUver-
brennung kann Gesundheitsschäden bei Menschen und Tieren hervorru
fen und trägt nüt zum Sterben unserer Wälder bei. Und für die Endlage
rung des gesamten Mülls werden riesige Flächen benötigt, die anderweitig
auf Jahrzehnte hinaus nicht genutzt werden können. Auch die Dichtigkeit
von HausmüUdeponien muß für lange Zeit gewährleistet werden, sonst
kann es zur Geföhrdung von Grundwasser kommen. Sanierungskosten in
h^^onenhöhe belasten schon heute in vielen Kommunen die Etats.
Die Behauptung, daß umweltverträgüche MüUentsorgung teurer ist.



stimmt also nicht. Wir Kommunisten wenden uns auch deshalb entschie
den gegen jeden Versuch, die Gebühren für die kommunale Müllabfuhr zu
erhöhen.

Durch Privatisierung der Müllabfuhr läßt sich auch die V ernmderungund
umweltverträgliche Beseitigung von Hausmüll nicht erreichen. Private
Unternehmer werden stets üure Profitinteressen über die Interessen der
Bevölkerung stellen, weü sie durch den Markt dazu gezwungen werden.
Auch aus diesem Grund wendet sich die DKP entschieden gegen alle Plä
ne, die in diese Richtung zielen.

6. Die Sofortforderungen der DKP

Viele wichtige Tagesforderungen zur Reduzierung der Müllgefahren wer
den von Gewerkschaften, Sozialdemokraten, Grünen imd Bürgerinitiati
ven gemeinsam getragen.
Dazu tragen erhebliche Widersprüche innerhalb der Monopolbourgeoi
sie bei. Denn nicht alle Großkonzeme sind gleichmäßig an der Umweltver
giftung durch geßihrlichen Müll beteiligt Und durch die Verschärfung der
bestehenden Umweltprobleme hat sich teüweise auch im Interesse der
Mehrzahl der Monopole ein unumgänglicher Handlungsbedarf ergeben.
Schließlich entwickelt sich durch die dringend notwendige Sanierung von
Altdeponien, für die mehrere zehn Milliarden DM ausgegeben werden
müssen, ein neuer Markt, der auch für die größten multinationalen Kon
zerne interessante Dimensionen hat. Die Chancen, zumindest einige der
wichtigsten Tagesforderungen gegen das Bündnis aus Bimdesregjerung
und Giftmüllproduzenten dmchzusetzen, sind deshalb nicht schlecht Ge
meinsam mit anderen demokratischen Kräften treten wir für die schnelle
Durchsetzimg folgender Ziele ein:
Der Staat muß Vorbüd werden. Betriebe in öffentlichem Eigentum müs
sen, soweit es der Stand von Wissenschaft und Technik erlauben, umwelt
verträglich und ressourcensparend produzieren. Bund, Länder und Ge
meinden dürfen nur die jeweüs umweltverträglichsten Produkte kaufen.
Die Bundesregierung muß ein Sofortprogramm Altlasten beschließen, um
die größten Gefahren durch undichte Mülldeponien abzuwenden. Wo ei
ne umweltverträgliche Beseitigung der Altlasten nicht möglich ist, ist der
Müll von unsicheren Deponien in möglichst sicheren Zwischenlagern zu
lagern. Wo eine Umlagerung wegen der Gefährdung von Menschen und
Umwelt heute noch nicht möglich ist, sind sie soweit wie möglich abzu
dichten und zu versiegeln. Die 17 Milliarden DM, die nach Angaben des
Umweltbundesamtes innerhalb der nächsten 10 Jahre für die Sanierung



von alten Industriemülldeponien aufgewendet werden müssen, dürften
dafür eher zu niedrig bemessen ein. Damit würden 23000 Arbeitsplätze
für 10 Jahre neu geschaffen. Die DKP tritt dafür ein, die Kosten nach dem
Verursacherprinzip den Konzemen aufzubürden. Wo Verursacher noch
nicht festgestellt werden konnten, hat der Staat die Verantwortlichen zu
suchen und Vorleistungen zu erbringen, bis sie gefunden sind.
Die DKP fordert ein sofortiges Verbot der Verklappimgund der Verbren-
nimg von Müll — insbesondere Industriemüll — auf den Meeren.
Die Nutzimg heute schon vorhandener Technologien für geschlossene
Stoffkreisläiüfe, bei denen keine Abßille anfallen, ist sofort vorzuschrei
ben.

Wo heute schon umweltverträgliche Produkte hergestellt werden können,
sind umweltschädUche Konkurrenzprodukte sofort zu verbieten (z. B.
Asbest).
Ist von Produkten oder in der Produktion anfallenden Abfällen bekannt,
daß sie den Menschen und seine Umwelt geMirden und daß sie nicht um-
weltunschä^ch beseitig werden können, ist die Produktion einzustellen.
Die DKP tritt deshalb für ein sofortiges Totalverbot aller Substanzen ein,
bei deren Herstellung und Verarbeitung Dibenzodioxine, Dibenzofurane
oder ähnlich gefährliche Stoffe anfallen. Die Betriebe müssen gesetzlich
verpflichtet werden, für die von Betriebsschließungen Betroffenen Er
satzarbeitsplätze bei voller sozialer Absicherung zu schaffen.
Produkte, die überflüssig sind, niu- aus Profitinteresse produziert werden
und zur Vergeudung der Rohstoffvorräte und Verschmutzung oder Ver
giftung der Umwelt beitragen (z. B. Einwegflaschen, große TeUe der Ver
packungsmaterialien usw., sind ebenfalls zu verbieten.
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Eröffilung der Müllberatung der DKP am 4.10.1987
in Mainz, Werner Stürmann, Mitglied des Präsidiums
und des Sekretariats

Liebe Freundinnen und Freunde!

Liebe Genossinnen und Genossen!

Diese Beratung des Parteivorstandes der DKP zu Fragen der Müllverhin
derung und -beseitigung ist einem sehr fachspezifischen, aber zugleich
sehr allgemeinen politischen und gesellschaftlichem Thema gewidmet. Es
ist heute schon, vor allem auf kommunaler Ebene, ein wesenÄches Thema
der Auseinandersetzung und es ist mit Sicherheit ein großes Zukunftsthe
ma auf allen Ebenen und Feldern der Politik, ein nationales, ein internatio
nales Thema. Wir müssen es einordnen in die Palette jener Fragen, die für
die Zukunft der Menschheit gelöst werden müssen, angesichts eines insge
samt „überlasteten Weltzustands" (Gorbatschow auf dem 27. Parteitag
der KPdSU).
Und so, wie es insgesamt bei der Komplexität dieser Fragen ist, so ist es
auch hier beim M^problem:
Lösungen erfordern die Einbeziehung aller Betroffenen, von Wissen
schaft und Politik. Nur in einem solchen Prozeß läßt sich ein Konzept ge
meinsam erarbeiten, das in sich schlüssig ist.
Lösungen auf einem Gebiet sind nur im Zusammenhang der Untersu
chung der Auswirkungen auf anderen Gebieten wirkliche Lösungen. Der
vor Ort entstandene und per »JDemokratisierungsinstrumenten" national
oder international verteüte Müll löst gar nicht, er verteilt nur die Folgen, er
erhöht nur die Transportkosten und -gefahren. Dieses St. Florians-Prinzip
ist imsolidarisch imd auch kurzsichtig, weU die ganze Menschheit zusam
men betroffen sein wird. Und sei es nur in der Form, daß unsere Kinder, die
nachfolgenden Generationen unsere Kurzatmigkeit, unsere Kurzsichtig
keit erleben werden.

Deswegen:
Lösungen erfordern viel Fachwissen, technologische Verfahren usw. Sie
erfordern aber genauso und noch mehr Verantwortung und Moral, ein
Durchdenken imserer ethischen Begründungen.
Das sind Gesichtspunkte, die wir als Kommunistinnen und Kommunisten
beachten wollen bei der heutigen Diskussion, bei der Diskussion des Ent
wurfs der DKP zur Abfallwirtschaft.

Ich sagte eben, daß das Müllproblem nicht isoliert, nicht allein als Exper
tenproblem auf einem Feld betrachtet imd gelöst werden kann.
Es ist ein internationales Problem imd bedarf daher der internationalen
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jKooperation. Insofern sind Schritte zur Friedenssicherung, das jetzt mög
liche Abkommen zur Beseitigimg der Mittelstreckenraketen und der da
durch ausgelösten Dynamik für dringend erforderliche weitere Abrü
stungsschritte ein Schlüssel auch zur Bewältigung „unseres Müllpro
blems" Internationale Kooperation materialisiert sich bei der Bewälti
gung der globalen Probleme.
Es ist natürlich ein Umweltproblem. Ich erinnere in diesem Zusammen
hang an unsere Thesen, insbesondere an die These 19, in der wir von der
ökologischen Krise sprechen, die sich zu einer ökologischen Katastrophe
weiterentwickeln kann. Das muß entscheidend unser Herangehen bestim
men.

Es ist praktisch ein wichtiger Teil der Kommunalpolitik.
Vor Ort müssen wir als D^, müssen alle demokratischen Kräfte als kon
sequenteste, ̂ s kompetenteste und glaubwürdigste Kraft in dieser Frage
wirken. Dabei ist heute schon klar, daß nicht der die meiste Kompetenz
und Glaubwürdigkeit aufweisen kann, wer die meisten Müllverbren
nungsanlagen und Deponien fordert, sondern nur der, der am besten We
ge zur Null-I^smig des Müllproblems aufzeigt und bis zu diesem Funkt die
umweltverträglichsten Maßnahmen vorschlägt.
Es ist insgesamt in dem dargestellten breiten Sinne ein Problem konse
quenter Arbeiterpolitik, Interessenvertretung der arbeitenden Menschen.
Zimächst und wesentlich deswegen, weil die Arbeiterklasse, das Volk am
staksten leidtragende einer katastrophalen Umweltpolitik und Abfall
wirtschaft ist. Und zu^eich deswegen, weil durch ein Bündel konsequen
ter Maßnahmen Arbeitsplätze sinnvoll geschaffen werden können.
Deswegen sind wir dafür, daß in einem 100 Müliarden-Investitions- und
BeschäMgungspro^amm die Entwicklung einer sinnvollen Abfallwirt
schaft eine erstrangige Bedeutung haben muß.
Und schließlich ist das Müllproblem eine Frage der Demokratisierung.
Denn olme breiteste Einbeziehung der betroffenen Bevölkerung, ohne
Mitbestimmungs- und Vetorechte von Bürgerinitiativen, Gewerkschaf
ten, ohne die Nutzung vorhandener und die Schafffmg neuer Planungs-,
Entscheidungs- und Kontrollinstrumente, ohne entsclueden mehr „Glas-
nost" in betriebüche imd behördliche Planungen und Abläufe ist kein
Fortschritt mö^ch. Die Losung: JCommunisten in die Rathäuser, damit
man draußen sieht, was drinnen passiert" könnte in diesem Zusammen
hang aktualisiert werden.

Liebe Freundinnen und Freunde, liebe Genossmnen und Genossen, mit
dieser Beratung sind wir bestrebt, unseren Beitrag für eine der Zukunft ge
recht werdende Lösung zu leisten. Wir wissen, daß wir selber dafür sehr an
ims selber arbeiten müssen, daß wir auf diesem Feld der Umweltpolitik
h^dlungsfähiger werden müssen, sowohl hinsichtlich unserer eigenstän
digen AÖionen als auch unserer Mitarbeit in Bürgerinitiativen, Bündnis
sen.
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Ich bin davon überzeugt, daß wir, aufbauend auf imsere eigenen Erfahrun
gen, lernend von den Erfahrungen anderer imd nutzend unsere wissen
schaftlichen Grundlagen imd Potenzen sowie die Erkenntnisse anderer
Kräfte insgesamt und mit dieser Beratung Schritte vorangehen können.

Referat von Dr. Jörg Heimbrecht, Leiter der Umwelt-
schutzkommission beim Parteivorstand der DKP, auf
der Müllberatung der DKP am 4.10.1987:

AbfaUpolitisches Konzept
der DKP

A. Einleitung

Nahezu täglich werden wir von Meldungen über umweltgefährdende Ab
lagerungen von Chemiemüll aufgeschreckt. Das Seveso-Gift Dioxin, das
aus der Hamburger Mülldeponie Georgswerder ausläuft und Meldungen
über die imdichte GiftmüUdeponie Münchehagen dürften nur die Spitze
eines Eisbergs darstellen.
In Bielefeld-Brake, Dortmund-Dorstfeld und anderen Städten wurden
Wohnsiedlungen auf ehemaligen Deponien gebaut Die Bewohner sind
von Gesundheitsschäden durch austretende Gifte bedr^oht. Auch wir
Kommunisten werden gefragt: Was soll mit diesen Deponien geschehen?
Wie kann die Gefahr für Mensch und Umwelt drastisch verringert wer-
den?

Viele Kommunalpolitiker, darunter lange nicht nur Genossinnen und Ge
nossen unserer Partei, stehen vor dem Problem, daß bestehende Müllde
ponien überfüllt sind, neue Deponien aber wichtige Naherholungsgebiete
zerstören würden. Und Müllverbrennungsanlagen arbeiten nur mit erheb
licher Umweltbelastung imd sind ausgesprochen teuer. Was aber soll mit
der wachsenden Müllawine geschehen? Wie groß ist die Gefährdung wirk
lich? Gibt es Lösungen für das Müllproblem? Mit wem und gegen wen
müssen wir für diese Lösungen kämpfen?
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B. MüUanfaU in der BRD

Insgesamt fallen pro Jahr bei uns ca. 220 — 240 Mio. t Müll an. Es hat sich
eine deutliche Tendenz zur Verlagerung von einem Bereich der Umwelt
belastung in einen anderen entwickelt. Schlämme aus Kläranlagen z. B.
nehmen mit Zahl der Kläranlagen zu. Gips und andere Produkte von Ab
gasentschwefelungsanlagen werden in Zukunft ebenfalls zu einer Erhö
hung der Müllmenge beitragen.

1. Industriemüll

Die Industrie ist für den größten Teil des Mülls verantwortlich: Nach An
gaben aus dem Materialienband ̂ aten zur Umwelt 1984", der vom Um-
weltbundes^t herausgegeben wurde, hat sich in der Zeit von 1975 bis
1980 der Müllanfall aus Industrie und Gewerbe von 119,0 Millionen Ton
nen auf 203,6 Millionen Tonnen erhöht. Das ist eine Steigerung um 59
Prozent innerhalb von nur fünf Jahren. 1982 wurde erstmals ein Rückgang
auf 193,6 Mio. t. beobachtet. Bis 1984 kam es dann wieder zu einer Zu
nahme auf 198,3 Mio. t. Besonders die Abfallmenge an Säuren, Laugen,
Chemikalienresten, organischen Abfällen und Schlämmen wird immer
größer. 2)
Nur 13 % aller Industrie- imd Gewerbeabfälle werden wiederverwendet.
Viele Möglichkeiten, die wissenschaftlich-technisch schon heute vorhan
den sind, werden nicht genutzt, weÜ die Müllproduktion profitabler ist als
die Verwendung von Abfällen als Sekundärrohstoffe.

a) Sondermüll

Bei Sonderabfällen hudelt es sich um besonders problematische Müll
sorten. Also um hochgiftige, biologisch schwer abbaubare, zmn Teil krebs
erzeugende und die Erbanlagen schädigende Abfallstoffe aus der chemi
schen Industrie, der Kemindustrie usw.
Nach dem oben zitierten Bericht des Umweltbundesamtes (UBA) von
1984faUen bei uns pro Jahr 6,4 Mülionen Tonnen Sonderabfälle an. Nach
anderen Untersuchungen sind es zwischen 2,7 und 4,5 Millionen Tonnen.
Einen genauen Uberblick hat auch die Bundesregierung nicht.
Nach Angaben des UBA wurden 0,14 Millionen Tonnen mehr exportiert
als importiert. 4,9 Millionen Tonnen wurden auf qualifizierten Beseiti
gungsanlagen entsorgt, wobei auch die Giftmülldeponie in Hamburg-Ge
orgswerder, aus der ̂ ößere Mengen Dioxin aussickern, als qualifizierte
Beseitig^gsanlage gilt. 1,3 Millionen Tonnen hochgiftiger Sonderabfälle
verschwinden also pro Jahr spurlos, wenn man die Zahlen des UBA zu
grunde legt.
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Möglichkeiten zur drastischen Sondermüllverringerung werden von der
verantwortlichen Industrie kaum genutzt, weU das nur wenigprofitträchtig
ist. Dabei sind weniger gefährliche Ersatzstoffe, z.B. für die biolo^sch
schwer abbaubaren und oft krebserzeugenden chlorierten Lösungsmittel,
oft heute schon vorhanden.

Die größten MüUverursacher machen häufig die größten Profite. Der aus
gewiesene Reingewinn beim Bayer-Konzern z.B. liegt bei jährlich über
3 Milliarden DM. WeU Umweltschutzinvestitionenbei uns steuerfrei sind,
bedeutet das, daß dieser Konzern Jahr für Jahr 3 000 Millionen DM zu
sätzlich für den Umweltschutz investieren könnte, ohne Verluste zu ma
chen. Dadurch würde nicht nur die Umwelt erheblich entlastet, es würden
auch Tausende Arbeitsplätze alleine in den Bayer-Betrieben neu geschaf-
fen.

Auch Forschungsprogramme für die Entwicklung neuer, abfallfreier oder
abfallarmer Technologien fehlen bei uns weitgehend.
Nur rund 10 % des Sondermülls werden wiederverwertet, obwohl heute
die technischen Möglichkeiten oft—wenn auch noch nicht in jedem Fall—
vorhanden sind. Der Grund: Die Schadstoffabgabe in die Umwelt ist m der
Regel profitabler.
Beispiel Perchlorethylen: Es steht im Verdacht, Krebs auszulösen. Die
Produktion beträgt in der BRD pro Jahr 85 2001. Davon werden 24% in
chemischen Reinigungen verwendet. Der Rest wird überwiegend in der
Metallentfettung imd in der chemischen Produktion genutzt Für viele An
wendungen stehen weniger gefährliche Alternativen zur Verfügung. Wo
ein Ersatz nicht oder noch nicht möglich ist, kann Perchlorethylen mit den
heutigen technischen Mitteln fast vollständig zurückgewonnen werden.
Das ist auch z.B. in Schweden Vorschrift. Nicht aber in der BRD. Eüer ge
langen nach einer unveröffentlichten Studie des Umweltbundesamtes 80
— 100 % davon in die Umwelt. Bei anderen Chlorkohlenwasserstoffen,
die auch oft Krebs erzeugen, sieht die Situation ähnlich aus. Oft gibt es so
gar eine staatliche Erlaubnis für die Ablagerung auf Deponien oder für die
Ableitung in Luft und Wasser.

Abfallbeseitigungsbetriebe für Industriemüll imd teüweise auch für Haus
müll befinden sich bei uns entweder ganz in Privatbesitz oder sie sind halb
staatlich und arbeiten ebenfalls nach dem Profitprinzip. Die Eigentümer
dieser Betriebe haben ein großes ökonomisches Interesse daran, ̂e Ko
sten für die Verbrenmmg oder Ablagerung der Abfälle so gering wie mög
lich zu. halten. Da selbst die unzureichenden staatlichen Auflagen kaum
kontrolliert werden, besteht die Gefahr, daß sie aus Profitinteresse umgan
gen werden.
Auch die Sachverständigen der Bundesregierung gehen davon aus, daß
von den Sonderabfällen erheblich Gefahren ausgehen. Sie sprechen von
einem „Sonderabfall-Tourismus", der zu unzulänglich ausgestatteten Ab
fallbeseitigungsanlagen stattfindet. Für einen „erheblichen Teü der Son-
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derabfälle" stehen—so schreiben sie—„qualifizierte Beseitigungsanlagen
noch nicht zur Verfügung".
Sonderabfälle sind oft ohne Luft und Licht biologisch überhaupt nicht ab
baubar. In der belebten Umwelt haben sie extrem lange Halbwertzeiten.
Daraus er^bt sich, daß oberflächennahe Deponien das Problem nicht
endgültig lösen können. Sie sind immer nur Zwischenlager mit begrenzter
Haltbarkeit. Jede Deponie für Sondermüll wird eines Tages zur Altlast, die
mitgroßenKostensaniertwerdenmuß. Sondermüll wird trotzdemin riesi
gen Mengen auf Deponien abgelagert, weü die Verursacher von der Groß
industrie die volkswirtschaftlichen Folgekosten nicht bezahlen müssen
imd weü die staatlichen Gesetze und Vorschriften den industriellen Müll-
verursachem gestattet, ihre Profitinteressen über unsere Lebensinteres-
sen zu stellen.

Zur Müllverbrennung: Die Verbrennung von hochgiftigem Sondermüll
kann zu einer Reduzierung seiner Gefährlichkeit und seines Volumens
beitragen. Voraussetzung dafür sind allerdings ausreichend hohe Ver
brennungstemperaturen zu jeder Zeit und an jedem Ort der Verbren
nungskammer. Diese Bedingungen werden in der Praxis aber oft nicht ein
gehalten, weü niedrigere Temperaturen billiger zu erreichen sind (weniger
Brennstoffverbrauch) imd die Technik bei einigen Anlagen noch nicht voU
ausgereift ist. Auch die beste Verbrennung führt nicht zu einer Vernich
tung von AbfaU. Der MüU wird lediglich von einer chemischen Form in ei
ne andere überführt. Dabei entstehen große Mengen Kohlendioxid,
Schwefeldioxid, Stickoxide, Chlorwasserstoff und anderer Schadstoffe.
Nicht-brennbare Bestandteüe bleiben als Asche und Schlacke zurück.
MMverbrennung trägt also zu einer Zunahme der Luftverschmutzung
bei. Werden Füter eingebaut, die einen Teü der neu entstehenden Luft
schadstoffe ausfiltem, faUen große Mengen giftiger Füterstäube und ande
rer Fütemiassen an, die — ebenso wie Verbrennungsrückstände — in der
Regel wieder deponiert werden müssen. Die MüUverursacher müssen nur
die Kosten für die Verbrennung bezahlen und nicht die Folgekosten, die
durch Abgase oder bei der Verbrennung oder durch feste Abfallstoffe, die
bei der Verbrennung auftreten. Deshalb ist MüUverbrennung für sie oft
trotztdem profitabel.
Wenn er nicht als Sekundärrohstoff in die Produktion zurückgeführt und
damit chemisch entgiftet werden kann, gibt es also keine Möglichkeit, Son-
dejmüU i^weltunschädlich zu beseitigen oder zu „entsorgen". Ziel der
MüUpolitik muß deshalb werden, zu verhindern, daß GiftmüU überhaupt
anfäUt.

Für heute schon angefaUenen SondermüU fordern wir, daß er solange nach
Abfallsorten getrennt in rückholbaren, kontrollierbaren und reparierba
ren Zwischenlagern gelagert wird, bis seine umweltschonende Verwer
tung möglich ist
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2. Hausmüll, Klärschlämme aus kommuna
len Kläraidagen

Der Müllanfall der Haushalte ist in den vergangen Jahren nüt etwa 30 Mil
lionen Tonnen in etwa konstant geblieben.
Viel Hausmüll (Verpackung, Einwegflaschen, Getränkedosen aus Alu
usw.) ist überflüssig und könnte sofort eingespart werden. Er wird aber
produziert, weü das für die Hersteller profitabel ist.
1975 beanspurchte der Hausmüll fast 50% des gesamten angefallenen
Abfallvolumens. Rund zwei Drittel dieses Mülls werden unbehandelt auf
Deponien abgelagert. Riesige Flächen, die nicht selten früher als Naherho
lungsgebiete genutzt wurden, werden verschandelt.
Auch hinsichtlich seiner Zusammensetzung ist Hausmüll keine unwichti
ge Abfallfraktion. Er hat vielfältige Bestandteile, die dazu oft auch noch
verbunden anfallen (z. B. Verpactamgen, die aus Pappe imd Kunststoffbe
stehen), was die gezielte Verwertung erschwert.
Die Wiederverwendung von HausmüUbestandteüen ist am besten mög
lich, wenn die Einzelbestandteüe schon im Haushalt gesondert gesammelt
werden. Nur dann können organische Abfiille (Küchen- und Gaitenabföl-
le) kompostiert imd als Dünger genutzt werden.
Abfall auf Hausmülldeponien enthalten hohe Schwermetallfrachten, die
von eingeschleppten Metallteüen, z.T. aber auch von auf den gleichen De
ponien abgelagertem Gewerbe- und Industriemüll stammen und einen ho
hen AnteU schwer abbaubarer Stoffe (vor allem Kunststoffe).
Die Wiederverwendung von Hausmüllbestandteilen befindet sich über
wiegend in privater Hand. Genutzt wird also nur das, was auch profitabel
verwertbar ist. Wir halten, wie die Gewerkschaft ÖTV, die Nutzung von
HausmüUbestandteüen für eine konmiunale Aufgabe.
Ein zunehmendes MüUproblem sind die bei der Abwasserreinigung stal
lenden Klärschlämme. Weü in Zukunft 95% der anfaUenden Abw^ser
mechanisch-biologisch gereinigt werden soUen, werden in Zukunft jä^"
lieh etwa 5 0 Millionen Kubikmeter kommunaler und 3 0 Millionen Kubik
meter industrieUer Klärschlämme anfaUen.
Tm Pinzip sind zumindest Klärschlämme aus konununalen Kläranlagen
hervorragend zur Düngung unserer Felder und Wälder geeignet. Aber
heute werden nur noch 30% landwirtschafüich verwertet. Die Hälfte wird
deponiert, weitere 15% verbrannt und der Rest (5%) in der Nordsee Irä-
stennah verklappt. Weü Industrieabwässer, die in die kon^unalen Klär
anlagen fließen, unzureichend und in vielen FäUen sogar überhaupt nicht
von Blei und Cadmium gereinigt werden, steigt der Schwermetallgehalt im
Klärschlamm ständig an. Wir sind der Meinung, daß die Einleitung von
Abwässern, die schwer abbaubare Chemikalien oder SchwermetaUe ent
halten, in kommunale Kläranlagen verboten werden muß.
Auch für HausmüU ist die thermische AbfaUbehandlung in MüUverbren-
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nungsanlagen, die in der BRD zukünftig noch beträchtlich ausgeweitet
werden soll, unsinnig. Hierfür sind vor allem drei Gründe ausschlagge
bend:

1. Die Müllverbrennung steht zum Ziel der Müllvermeidung, wie der Wie
derverwertung im diametralen Gegensatz. Denn sie benötigt für ihren Be
trieb einen hohen AnteU brennbarer MüUbestandteUe.
2. Zusätzlich erfordert sie hohe Investitionen und schließt damit faktisch
späteren Kapitaleinsatz für bessere Alternativen aus.
3. Trotz gegenteiliger Beteuerungen konnte bislang nicht verhindert wer
den, daß auch Müllverbrennungsanlagen für Hausmüll als Dioxinprodu
zenten wirken. Darüber hinaus werden weitere Gifte mobUisiert.
Nim können noch nicht alle brennbaren Müllbestandteile vermieden oder
umweltverträglich wiederverwendet werden. Es sind aber Verfahren in
der Entwicklung, die nach heute verfügbaren Forschungsergebnissen die
genannten, entscheidenden Probleme der Müllverbrennung nicht aufzu
weisen scheinen. Gemeint ist die Niedrigsttemperatur-Konvertierung von
HausmüU zu Öl, Schwelgas und Schwelkoks. Durch niedrigere Reaktions
temperaturen werden offensichtlich weniger Schadstoffe gebUdet als bei
anderen Verfahren, die in der Vergangenheit vorgestellt wurden. Insbe
sondere entsteht kein Dioxin.

Gelder für die weitere Untersuchung und Entwicklung dieses Verfahrens
werden von der Bundesregierung ebensowenig zur Verfügung gestellt, wie
für die meisten anderen Ansätze zur MüUvermindenmgund -Vermeidung.
Unsere Forderung ist, daß sich das ändert.
Mit den heute verfugbaren Techniken ist Hausmüll nicht völlig zu vermei
den. Es wäre aber möglich, riesige Deponieflächen einzusparen.

3. Altlasten

Nach y/ie vorgibt es in der Bundesrepublik40000bis 60000ungesicherte
Deponien, auf denen hochgiftige Stoffe abgelagert sein können, die die
Grundwasservorräte bedrohen. 4000 bis 6 000 davon sind dringend sa-
nienmgsbedürftig.
Die En^cldung von Technologien für die Wiederverwendung von Alt
stoffen ist dringend erforderlich. Denn für viele Müllsorten, die auf Depo
nien gelagert werden, sind heute noch keine Verfahren für die Wiederver
wendung vorhanden. Die einzige z. Z. mögliche „Sanierung" besteht oft in
der Versiegelung oder in der besseren Abdichtung der Deponie, die aber
auch nur für die nächsten Jahrzehnte Abhilfe schafft. In einigen Fällen
kann es auch sinnvoll sein, vorhandene Altlasten an einen sicheren Ort,
z. B. mit weniger wasserdimchlässigem Untergrund, umzulagern. Wir for
dern, daß die Kosten für diese notwendigen Maßnahmen von dem Verur
sacher des Mülls getragen werden müssen.
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Wo Menschen wegen aus Altdeponien austretender Giftstoffe xungesie-
delt werden, müssen sie, das fordern wir, gemeinsam mit den Betroffenen,
voll für alle entstandenen Schäden auf Kosten der Verursacher entschä
digt werden.

4. Radioaktive Molke, radioaktiver Schrott

In Duisburg und anderen Orten der Bimdesrepublik wurden in den ver
gangenen Jahren gegen den Widerstand der betroffenen Bevölkerung in
unmittelbarer Nähe von Wohngebieten Aufbereitungsanlagen für radio
aktiven Schrott in Betrieb genommen.
Im hessischen Mimgen, mitten in einem Trinkwassereinzugsgebiet imd al
ternativ dazu auf dem Gelände des ehemaligen Kernkraftwerkes Lingen,
plant Bundesumweltminister Töpfer die Errichtung einer Aufbereitungs
anlage für radioaktiv verseuchtes Molkepulver.
Die DKP lehnt diese Anlagen entschieden ab und beteiligt sich aktiv am
Kampf dagegen. Dafür sind folgende Gründe maßgebend:
Mit den geplanten und in Betrieb befindlichen Anlagen wird die Bevölke
rung unnötigen zusätzlichen Gefahren ausgesetzt.
Mit keiner Aufbereitungsanlage für radioaktiv verseuchte Abfiüle wird
die Aktivität des Mülls verringert. Das ist aus physikalischen Gründen
auch gar nicht möglich.
Jede Aufbereitungsanlage schafft Kapazitäten, die für eine Ausweitung
des Bonner Atomprogramms mißbraucht werden können. Bestehende
Entseuchungsanlagen für radioaktive Molke z. B. könnten als Argument
dafür dienen, daß bei ims Störfälle in Kernkraftwerken mit Austritt von
größeren Mengen Radiaktivität „beherrschbar" seien.
Die DKP tritt, wie die große Mehrheit der Bevölkerung unseres Landes,
für einen schnellstmö^chen Ausstieg aus dem Atomprogramm ein. Das
hat der DKP-Parteivorstand am 17.6.86 beschlossen. Die DKP lehnt alle
Maßnahmen ab, die offen oder verdeckt einen möglichen Ausstieg verhin
dern oder verzögern.
Wir Kommunisten sind ims im klaren darüber, daß der durch den Betrieb
von kemtechnischen Anlagen iii unserem Land wie durch die Reaktorka
tastrophe in Tschernobyl entstandene radioaktive Müll nicht absolut si
cher gelagert werden kann. Wir treten aber dafür ein, das Risiko für
Mensch imd Umwelt so gering wie möglich zu halten. Um das zu erreichen,
sind besonders für hoch- imd nüttelaktiven Müll noch erhebliche For
schungsanstrengungen notwendig.
Die DKP fordert:

Leicht- und mittelradioaktive Abfälle müssen rückholbar so gelagert wer
den, daß keine Gefährdimg von Mensch und Umwelt entsteht.
Keine Atommüllaufbereitungsanlagen.BauundPlanungvonAnlagenzur
nicht rückholbaren Endlagerung von radioaktivem Müll sind sofort einzu
stellen.
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C. Müll und ökologische Krise

Einige Mtglieder auch unserer Partei gehen davon aus, daß wir nur prakti
sche Lösungen des Müllproblems entwickeln müssen. Daß über die kon
krete kommimalpolitische und betriebliche Praxis hinausgehende Analy
sen und Einschätzungen sowieso nichts bringen und zu theoretisch sind.
Lenin hat zum Verhältnis von Theorie und Praxis schon 1901/2 Aussagen
gemacht, die auch für die Lösung unserer Abfallprobleme Bedeutung ha
ben. Er schrieb: „Ohne revolutionäre Praxis kann es auch keine revolu
tionäre Bewegung geben. Dieser Gedanke kann nicht genügend betont
werden in einer Zeit, in der die zur Mode gewordene Pre(Sgt des Opportu-
nümus ach mit der Begeisterung hir die engsten Formen der praktischen
Tätigkeit paart." Ohne Einordnung in unsere Weltanschauung und Ge
samtpolitik besteht auch bei der Miülpolitik die Gefahr opportunistischer
Anpassung.
Die Vergiftung der Böden durch Chemiemüll, aber auch die Verschmut
zung von Luft imd Wasser und der Raubbau an natürlichen Ressourcen
gef^den unser Leben und unsere Gesundheit. Nicht nur in unserem
Land, sondern in globalem Maßstab.
Die Existenz der Menschheit wird nicht nur von einem alles vernichtenden
Atomkneg bedroht In den vergangenen Jahrzehnten hat sich eine globale
ökologische Krise entwickelt. Wenn nicht bald mit umfangreichen Gegen
maßnahmen begonnen wird, kann sie sich zu einer ökologischen Katastro
phe auswachsen.
Die ökologische Krise hat stoftliche wie gesellschaftliche Ursachen. Um
eine ökologische Katastrophe zu verhindern, sind Veränderungen der
stofflichen Seite der Produl^vkräfte wie gesellschaftspolitische Maßnah
men erforderlich.

Stoftliche Seite: Im Kapitalismus wie Sozialismus müssen Produktivkräfte
entwickelt werden, die weitgehend abfallfrei und mit möglichst geringen
Unfallrisiken arbeiten. Nicht vermeidbare Abfälle müssen systematisch
als neue Ausgangsstofte der Produktion genutzt, umweltgeftUirdende
Substanzen verboten und wenn nötig und sinnvoll, ersetzt werden. In die
Natur dürfen nur noch Stoffe abgegeben werden, die von ihr auch verwer
tet werden oder von denen man schon heute mit Sicherheit weiß, daß sie in
ihrer Gesamtheit keine, die Existenz der Menschheit gefährdenden Aus
wirkungen haben. Und nüt den auf der Welt vorhandenen Rohstoffvorrä
ten muß so sparsam umgegangen werden, daß sie auch künftigen Genera
tionen noch zur Verfügung stehen.
Gesellschaf^che Seite: Die meisten heute genutzten Produktionsmittel
wurden von ihren Grundprinzipien her unter kapitalistischen Eigentums
verhältnissen entwickelt. Daß viele die Umwelt vergiften und nicht abfall
frei funktionieren, hat auch gesellschaftliche Ursachen.
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Waren können in aller Regel, betriebswirtschaftlich gesehen, am billigsten
produziert und am profitabelsten Verwertet werden, wenn kostenlose oder
preisgünstige Rohstoffe aus der Natur entnommen und AbfaQe auf Müll
deponien abgekippt oder in Flüsse, Seen oder die Luft abgeleitet werden.
Umweltverträgliche Alternativen sind in aller Regel für den Unternehmer
teurer. Sie werden deshalb freiwillig nicht genutzt. Schon Marx schrieb:
, J)ie kapitalistische Produktion entwickelt... die Technik..., indem sie zu
gleich die Springquellen alles Reichtums untergräbt: die Erde und den Ar
beiter."

Der Vorrang für den Profit trägt nicht nur zur Gefährdung unserer Le
bensgrundlagen bei, er verursacht auch hohe ökonomische Folgekosten.
Die Verhinderung von Müll durch Wiederverwertung oder abfallfreie
Technologien wäre volkswirtschaftlich billiger als die Kosten, die durch
die Sanierung von GiftmüUdeponien entstehen. So kostet z. B. die Sanie
rung der Deponie Hamburg-Georgswerder mehr als viermal soviel, wie
Boehringer an seiner Prodidction in seinem Hamburger Betrieb verbeut
hat. Gelohnt hat es sich für Boehringer trotzdem. Denn die S^erungsko-
sten zahlt weitgehend der Staat aus unseren Steuergeldem. Ahnlich sieht
es auch in anderen Bereichen der Umweltvergiftung und -Zerstörung aus:
Energiekonzeme z. B. brauchen die Schäden, die ihre Abgase in den Wäl
dern anrichten, auch nicht zu tragen. Umwel^olitische Fortschritte müs
sen bei uns gegen die Profitinteressen der Konzerne, wie gegen ihre politi
schen Vertreter erkämpft werden.
Wir müssen gegen sie die Bedingungen für eine alternative Wirtschaftspo
litik erkämpfen, bei der imsere Lebensinteressen Vorrang haben vor dem
Profit der Konzerne. Um dies durclmisetzen, haben wir z. B. bereits in un
serer „Erklärung für eine an den Lebens- imd sozialen Interessen der ar
beitenden Bevölkerung orientierten Chemiepolitik" die Verstaatlichung
der chemischen Großindustrie gefordert.
Überwunden werden kann die ökologische Krise nicht allein durch Maß
nahmen im Rahmen eines Staates oder eines Gesellschaftssystems, son
dern nur durch systemübergreifende, internationale Aktiwtäten: Zur Si
cherung der Lebensgrundlagen der Menschheit müssen in der ganzen
Welt Umweltvergiftung und Rohstoffvergeudung und GiftmüUproduk-
tion drastisch verringert und gleichzeitig Bedingungen für die t^er^-
dimg von Himger und Unterentwicklung geschaffen werden. Dafür nötige
internationale Vereinbarungen setzen eine Politik der friedlichen Koexi
stenz imd Entspannung voraus.
Durch Abrüstung könnten im Weltmaßstab über 1000 Milliarden US-
Dollar jährlichfreigesetzt werden. Benötigt wird das Geld dringend für die
Beendigung des Massenelends in den von Imperialismus ausgeplünderten
und unterentwickelt gehaltenen Ländern, wie für die Verhinderung einer
ökologischen Katastrophe und auch zur Entwicklung abfallarmer und
-freier Technologien. Erfolge im Kampf für Frieden und Abrüstung sind
auch für die Lösung anderer globaler Probleme eine Schlüsselfrage. Und
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auch die müssen wir wieder gegen den Widerstand der reaktionärsten
Kräfte aus Politik und Wirtschaft durchsetzen.
Notwendige ̂derungen bei Produktivkräften und Eigentumsverhältnis
sen werden wir nur schrittweise durchsetzen können.

Sehen wir uns die gesellschaftlichen Bedingungen an, unter denen wir für
Änderungen kämpfen müssen. Sehen wir uns an, mit wem und gegen wen
wir in unserem Land zu Verbesserungen in der Müllpolitik gelangen kön
nen.

D. MüUpoIitik in der BRD

Die kritische Situation im Müllbereich wurde durch eine früher weitge
hend gemeinsame Umweltpolitik von SPD, FDP und CDU/CSU hervor
gerufen. So wurde das erste Abfallbeseitigungsgesetz von den damaligen
Bund^tegsfraktionen gemeinsam verabschiedet. Sie wird durch die heuti
ge Politik der Rechtskoalition erheblich verschärft.

1. Bundesregierung, CDU/CSU/FDP

Pläne für die Entwicklung imd den Einsatz abfallfreier imd abfallarmer
Technologen fehlen in den Koalitionsvereinbanmgen unserer Bimdesre-
gierung, ̂ e die Arbeitsgnmdlage von Bundesumweltminister Töpfer
sind. Damit das nicht so auffällt, sind Planungen aufgenommen, die so ähn
lich klingen, aber wieder nur von den großen Versäumnissen dieser Regie
rung ablenken sollen. Unter der Überschrift Abfallwirtschaft/Altlasten
sanierung kann man lesen: ,Ausfüllung des Abfallgesetzes. Vermeidung
und Verringerung gefährlicher Stoffe im Abfall, z. B. bei der Entsorgung
von Batterien und bleihaltigen Staniolkapseln." Kein Wort zu Plänen, den
Müllabfall besonders der Industrie drastisch zu verringern. Kein Pläne für
die Entwicklung abfallfreier Technologien.
Seit dem 11. 1986 ist nach der Zustimmung des Bundesrates eine
Neufassimg des Abfallgesetzes in Kraft. Dort wird festgelegt, daß die Bun
desregierung Zielvorgaben für die Vermeidung oder Verringerung von
Abfallmengen festlegen kann. Hält sich die Industrie nicht freiwillig daran,
kann sie wiederum ihre Ziele in einer Rechtsverordnung verbindlich fest
legen. Sie kann, aber sie muß nicht. Und sie will auch nicht, wenn man sich
die umweltpolitische Praxis der vergangenen Monate ansieht. Daran, daß
dieses Gesetz, das auf der Basis von freiwilligen Maßnahmen der Verursa
cher, zum Erfolg führt, sind erhebliche Zweifel angebracht. Bundesum-
weltmii^ter Töpfer plant, die Müllentsorgung auch in den Bereichen, in
denen sie sich z. Z. noch in staatlichen Händen befindet, zu privatisieren
und damit dazu beizutragen, daß noch stärker als bisher dje Profitinteres-
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sen Vorrang vor dem Schutz von Leben, Gresundheit und Umwelt der
Menschen haben.

Töpfer will auch das MüUproblem marktwirtschaftlich lösen, wie er immer
wieder betont. Daß der Markt dazu nicht in der Lage ist, könnte er eigent
lich bei der Lektüre der Unterlagen seiner eigenen Experten leicht selbst
feststellen.

1980wurden lediglich 13% der Abfälle des produzierenden Gewerbes ei
ner Wiederverwertimg zugeführt. Bei SonderabföUen sind es sogar nur
10%. Mit sinkender Tendenz. Denn wenn der Markt entscheidet, wird
Müll von den Unternehmern nur dann als Rohstoff genutzt, wenn das för
die profitabel ist. Die Rohstof^reise aber fallen und fallen. Denn die Län
der der „dritten Welt" sind pleite. Sie werden durch Großkonzeme und
Großbanken so ausgeplündert, daß sie sich gezwungen sehen, ihre Boden
schätze zu Billigstpreisen auf den Weltmarkt zu werfen. Die Wirtschafts
krise tut ein übriges.
Auch dieFolgen für unsere Umwelt sind fatal: Wurden 1979noch 56,9 %

. des in der BRD produzierten Schwermetalls Blei wiederverwendet, waren
es 1983 nur noch 45 %. Auch die Verwertungsquoten für Mineralölab-
fälle, Ölschlämme, Kunststoff-, Giramü- und Textilabfälle sind gesun
ken. Die Frankfurter Rimdschau schreibt: „Mit Haus- und Industrie
müll ist kein Geld mehr zu verdienen. Dollarverfall imd niedriger ölpreis
machen Recycling unwirtschaftlich."
Mit demRohstof^reisverfall wird die Entwicklungimd der Einsatz abfall
freier oder abfallarmer Technologien für die Unternehmer immer weniger
profitabel.
In gleichem Maße nimmt die Möglichkeit ab, auf kommunaler Ebene um
weltverträglichere Abfallbeseitigungskonzepte durchzusetzen. So kann
das getrennte Einsammeln und Wiederverwerten von Hausmüllbestand-
teUen, wie z. B. Papier, je nach Marktlage zu erheblich höheren Kosten
führen. Altpapier war zeitweilig nicht zu verkaufen. Wegen dieser Markt
schwankungen wandert es auch heute noch oft in die Müllverbrenmmgs-
anlage.
Viele Kommunen versuchten sich durchzmnogeln imd erwecken trotz
dem bei ihren Bürgern den Eindruck einer umweltschonenden Abfallbe
seitigungspolitik. M Köln z. B. werden von der Müllabfuhr alte Batterien,
Arzneimittel, Farben und Lacke getrennt eingesammelt. Weil aber kein
Betrieb bereit ist, sie zurückzunehmen, werden sie anschließend mit dem
Hausmüll zusammen auf die Deponie im ehemaligen Braunkohletagebau
„Vereinigte Ville" gekippt.
Auch in Zukunft wird sich an dieser Situation nichts ändern, wenn die Plä
ne der Regierung umgesetzt werden:
Im jüngsten ,3ericht der Bimdesregienmg an den Deutschen Bundestag,
über den Vollzug des Abfallgesetzes"io)kann man nachlesen, daß die Ab
fallmengen weiter zunehmen werden, darunter auch SondermüUbestand-
teüe.
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Der Bericht unterstreicht, daß geschlossene Kreisläufe zunehmend zum
Einsatz kommen müssen, sieht aber durch die Marktentwickung eine ge
genläufige Tendenz: ,4Die bisherige Entwicklimg läuft... eher in die Gegen
richtung: Der technische Fortschritt und der Wettbewerb führen zu Pro
dukten, die immer spezieller und komplexer sind, deren Gebrauchstaug-
lic^eit zwM besser wird, deren Verwertungs- oder sonstige Entsorgungs
möglichkeit nach Gebrauch aber eher abnimmt.

2. DKP

Wir sagen hier ganz klar und deutlich: Wer dauerhafte Verbesserungen
der Umweltsituation erreichen will, darf die Frage, ob umweltschonend
produziert wird oder nicht, ob die Menge hochgefälurlicher, gesundheits-
und umweltschädigender Abfälle zu- oder abnimmt, nicht dem internatio
nalen oder nationalen Markt, nicht den Profitinteressen der Konzerne
überlassen.

Notwendig sind staatliche Eingriffe in denMarkt Wir fordern Gesetze, die
die Produl^on von Giftmüll verbieten. Wir kämpfen dafür, daß die Indu
strie und allen voran die Großkonzeme als größte Müllproduzenten ge
zwungen werden, umweltschonend zu produzieren und AbfäUe zu ver
meiden oder wiederzuverwenden.

Wir wollen, daß Luft, Wasser und Boden wieder sauber werden. Wir wol
len den Konzemen verbieten, aus Profitinteresse imsere Lebensgrundla
gen zu vergiften. Wir kämpfen dafür, daß darüber zu entscheiden, was wo
produziert wird und welche Stoffe in die Umwelt abgegeben oder von ihr
femgehalten werden, eines Tages zu unseren demokratischen Rechten ge
hört. Daß zu den Menschenrechten das Recht auf eine Umwelt gehört, in
der auch imsere Kinder und Kindeskinder noch unversehrt leben können.

Offensichtlich müssen wir diese Ziele, müssen wir giftfreies Trinkwasser,
saubere Luft und eine Umwelt, in der auch unsere Kinder noch überleben
können, gegen diesen Umweltminister, gegen diese Bundesregierung und
das Großkapital erkämpfen.
Wir verbinden grundsätzliche Altemativen mit konkreten Tagesforde
rungen. Unsere Umweltpolitik ist in unsere Gesamtpolitik für den Erhalt
des Lebeiw auf diesem Planeten, für gesellschaftliche und wissenschaft
lich-technische Bedingungen, die das ermöglichen, eingebunden.
Sieist engverbundenmitunserem Kampffür einesozialistischeBundesre-
publik. Dabei sind wir uns im klaren darüber, und das zeigt ja auch die Um
weltvergiftung in den sozialistischen Ländem, daß der Sozialismus auch
ökologische Probleme keinesfalls automatisch löst. Aber wir gehen davon
aus, daß die Überwindung des Privateigentums an den wichtigsten Pro
duktionsmitteln bessere gesellschaftliche Voraussetzungen schafft für die
planmäßige Entwicklung der Produktivkräfte, auch im Interesse des
Schutzes unserer Lebensgrimdlagen.

24



Unsere umweltpolitischen Forderungen sind eng mit unserer Wirtschafts
politik verbunden. In imserer auf dem 8. Parteitag der DKP verabschiede
ten These 19 schreiben wir

„Die Berücksichtigung ökologischer Erfordernisse steht nicht im Wider
spruch zu einer an den Bedür^ssen der arbeitenden Menschen orientie
renden Wirtschaftsentwicklimg... Gerade der Umweltschutz muß zu ei
nem der wichtigsten Felder für neue Investitionen und damit auch für die
Schaffung neuer Arbeitsplätze werden. Notwendig ist ein Investitions
und Beschäftigungsprogramm für Hunderttausende neuer Arbeitsplätze
durch Umweltschutz. Die Arbeiterklasse und damit unsere Partei imd ihre
Leitungen sind aufgefordert, hierfür stärker in die aktuelle Auseinander-
setzimg einzugreifen. Wichtige Investitionsbereiche sind: Sanierung von
,Altlasten' in Boden und Wasser, die Vermeidung von Schadstoffen, Ein
sparung von Energie und Rohstoffen, Umweltforschimg, Umweltplanung
imd Stadtentwicklimg."
Umweltpolitik ist auch BestandteU unseres Kampfes für Demokratie. In
der These 19 schreiben wir weiter: ,J^ortschritte im Umweltschutz erfor
dern breite demokratische Bündnisse gegen die Hauptverursacher der
ökologischen Krise, die Monopole. Sie verlangen Mitbestimmung der ar
beitenden Menschen und ihrer Organisationen, der Gewerkschaften, der
Bürgerinitiativen, der Umweltverbände über den Einsatz der Produk
tionsmittel mit dem Ziel, einen die Naturressourcen und die Umwelt scho
nenden Umgang mit der Natur durchzusetzen imd damit die Lebensquali
tät zu verbessern. Notwendig ist eine solche demokratische Kontrolle be
reits bei der Projektierung neuer Industrieanlagen, für die eine ,Umwelt-
verträglichkeitsprüfung* erforderlich sein muß. Die Umweltschutzgesetz
gebung ist strikt am Verursacherprinzip auszurichten. Eine demokrati
sche Umweltpolitik verlangt Eing^e in das Profitsystem als Steuerungs
instrument der Wirtschaft, die Zurückdrängung der Macht des Großkapi
tals. Für die DKP ist der Kampf für den Schutz der Umwelt BestandteU des
Kampfes für Frieden und Arbeit, für eine demokratische Wende."
Sie ist, wie ich vorhin schon ausgeführt habe, mit unserer Friedenspolitik
eng verbunden. Wir brauchen Frieden, um umwel^jolitische Ziele durch
zusetzen. Wir benötigen die Rüstungsmilliarden für die notwendige öko-
logisierung der Produktivkräfte.
Bei unserer Umweltpolitik gibt es aber auch noch erhebliche Defizite:
Nur wenige Grundorganisationen haben sich in der Vergangenheit konti
nuierlich mit Umweltpolitik beschäftigt. Sie war und ist in aller Regel nicht
BestandteU der Leitungstätigkeit unserer Vorstände auf aUen Ebenen.
Die Müllerklärung, die auf dieser Beratung als Entwurf vorliegt, soU
grundsätzliche Positionen auf der Basis der These 19 klären helfen.
Die insgesamt geringe Bedeutung umweltpolitischer Fragen in der politi
schen Praxis unserer Partei hat mit dazu beigetragen, daß viele konkret
praktischen Aussagen in unserer Erklärung noch unzureichend oder gar
nicht geklärt sind. Deshalb wird sie hier zur Diskussion gesteUt.
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Bei den zahlreichen Anregungen, Änderungs- und Ergänzungsvorschlä
gen ist schon jetzt klar, daüB Mer sicher keine abschließende Diskussion
möglich ist. Wir schlagen vor, die redaktionelle Überarbeitung an die Um-
weltschutzkommission beim DKP-rPaiteivorstand zu delegieren. Die Ver
abschiedung könnte dann durch das Präsidium oder den Parteivorstand
der DKP eifolgen.

3. Übrige demokratische Bewegung

Nun wissen wir, d^ wir aUein viel zu schwach sind, Änderungen der staat
lichen Umweltpolitik zu erreichen. Welches sind die Kräfte, mit denen uns
gemeinsame Forderungen zumindest zu tagespolitischen Fragen verbin
den?

a) SPD

Die SPD hat auf ihrem Nürnberger Parteitag Ende August 1987 auch in
der Uniweltpolitik echte Alternativen zur Rechtskoalition vorgelegt, die
zumTeü erheblich von der vergangenen SPD-Umweltpolitik abweichen.
Der Parteitag fordert eine „ökologische und soziale Erneuerung" der
Wirtschaft bei gleichzeitiger Demo^atisierung und einem höheren Grad
an steuerUcher Gerechti^eit. Dazu gehört u. a.:
die Einrichtung eines Sondervermögens „i^beit und Umwelt", das dazu
beitragen soll, die Altlasten der Umweltschäden und die Arbeitslosigkeit
abzubauen. Private imd öffentliche Unternehmen, Gemeinden imd Kör
perschaften des öftentlichen Rechts sollen zinsgünstige Kredite und verlo
rene Zuschüsse für Umweltinvestitionen erhalten. Das Sondervermögen
soll im Zeitraum von 10 Jahren verbilligte Investitionskredite in Höhe von
20 Milliarden DM je Jahr mobilisieren. Das Programm soll 400 000 zu
sätzliche Arbeitsplätze schaffen. Die Idee hat mehrere Haken.
Die Subventionen werden den Unternehmern ohne bindende Beschäfti-
guiigsauflagen gegeben, dürften also keinesfalls den angestrebten Be
schäftigungseffekt erzielen. Die Zuschüsse sollen im wesentlichen finan-
riert werden über einen allgemeinen ,3nergiezuschlag", xmd das bedeutet
in erster Linie von der Masse der Verbraucher. Von einer Finanzierung
dmch Kürzung des Rüstungsetats ist nicht die Rede.
Ein großer Pferdefuß bei allen umweit- imd beschäftigungspolitischen
Forderungen des auf dem Nürnberger Parteitag verabschiedeten Ak-
tionsprogranmis liegt neben der Finanzierung darin, daß die SPD viel Geld
aufbringen will, das sie dann in die Hände von Unternehmern legt, die nun
im Interesse von Umwelt und Arbeitern investieren sollen. Das Privatei
gentum an den Produktionsmitteln bleibt bei der SPD Grundlage der
Energie- und Wirtschaftspolitik. Im SPD-Aktionsprogramm heißt es, der
Markt Jst imentbehrlich als Antriebsmotor und Steuerprinzip... Der
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Staat muß ihn korrigieren und ergänzen." Aufgnmd der UnzuMedenneii
weiter Teile der Bevölkerung mit den gegenwärtigen Zuständen will man
aber mit mehr „Wettbewerb" und mit einer „Demokratisierung der Wirt
schaft" eine stärkere Einbringung von Arbeiterinteressen erreichen. In der
Umweltpolitik soll der Staat stärker regulierend mit Verboten und Aufla
gen eingreifen.
Außerdem soll die Mitbestimmung im Betrieb imd am Arbeitsplatz erwei
tert werden. Ziel dieser, wie das Aktionsprogramm schreibt, ,j)emokrati-
sierung der Wirtschaft" ist es, das „wirksame Zusammenspiel zwischen
Staat, Wirtschaft, Arbeitnehmern, Konsumenten imd Produzenten" im
Interesse des „sozialen Friedens, der sich als wichtige Produktivkraft in
der Vergange^eit erwiesen hat" (Aktionsprogramm), zu verbessern.
Bei den neuen sozialdemokratischen Vorstellungen wird also eine neue,
allerdings ebenfalls an den Kapitalinteressen orientierte Politik deutlich,
die den staatsmonopolistischen Staat zur besseren Integration ün Interes
se des Großkapitals befähigen soll. Gleichzeitig stellen die neuen SPD-
Forderungen allerdings auch eine echte Alternative zur CDU-Politik dar.
Trotz bestehender Unterschiede in grundsätzlichen Fragen sind mit der
SPD auf der Basis ihrer Beschlüsse Teilverbesserungen in der Umweltpo
litik möglich.
So haben z. B. die sozialdemokratisch regierten Länder im Bundesrat ge
fordert, daß das Abfallbeseitigungsgesetz so geändert werden soll, daß die
Bundesregierung sofort verbindhche Regelungen zur Vermeidung und
Reduzierung von Abfall erlassen muß.

b) Grüne

Auch in der Programmatik und Politik der Grünen haben sich in den letz
ten Jahren erhebliche Veränderungen und Erweiterungen vollzogen. Das
gUt auch für die Bereiche Wirtschäts-, Sozial-, Umweltpolitik.
Die Grünen haben 1986 aufihremParteitagin Hannover ein ökologisches
Umbauprogramm verabschiedet. Gegenüber der für die Frühphase der
Partei charakteristischen Forderung nach dem Ausstieg aus der „Indu
striegesellschaft" wird nun der reformpolitische „Umbau" derselben zur
politischen imd strategischen Option.
Das Umbauprooramm konstatiert den „fortschreitenden Krisenprozeß in
Ökonomie und Ökologie", das Einhergehen der „wirtschaftlichen und so
zialen Krise... mit der Vernichtung der Umwelt und einer wachsenden Be
drohimg der Grundlagen menschlicher Existenz". Dies sei sowohl Aus
druck der Unfähigkeit der Bundesregierung als auch ,JFolge emes Wirt
schaftens, das weder auf ökologische Notwendigkeiten noch auf die sozia
len Bedürhiisse der Menschen Rücksicht nimmt und statt dessen Produk

tion und VerteUung an Kriterien privatwirtschaftlicher Gewinnmaximie-
rung orientiert".

27



Die Grünen selbst setzen sich von antikapitalistischen oder antimonopoli
stischen Grundsatzpositionen ab, halten sich jedoch im Rahmen einer ra
dikaldemokratischen und ökologischen Konzeption für antikapitalisti
sche Maßnahmen offen: „Wir fällen keine ordnungspolitischen Grund
satzentscheidungen für oder gegen den Markt", schreiben sie in ihrem Pro
gramm, „oder für oder gegen planwirtschaftliche Elemente. Wir lehnen
den Markt als wichtiges Instrument der Regi^erung des Wirtschaftspro-
zess^ nicht ab, wir vergöttern ihn aber auch nicht. Auch die Eigentumsfra
ge wird bei ims nicht dogmatisch betrachtet. Wir sagen allerdings sehr
deutlich, daß die Logik von Profit und Verwertung nicht die entscheiden
de Meßlatte sein kann für das, was ökologisch notwendig ist." Auch sie for
dern also konkrete staatliche Eingriffe in den Markt zur Verbesserung der
Umweltsituation.

Die Notwendigkeit des Umbauprogramms („ökologischer Umbau indu
strieller Produktionsstrukturen", „Umstrukturierung des Sozialsystems",
, Aufbau einer wirklich demokratischen Organisation von Wirtschaft und
Arbeitsleben") wd aus den derzeitigen Krisenerscheinungen und sozia
len Ungleichheiten abgeleitet. Es wird als Reformprogramm der schritt
weisen Veränderung entwickelt. „Wir wollen den Umbau grundlegender
gesellschafthcher Strukturen auf dem Weg einer Strategie der ökologi
schen anderen Stellen der sozialökologischen) Strukturreform." Seine
Adjektive sind „ökologisch", „sozial", „basisdemokratisch".
Die Grünen schätzen, daß der ökologische Umbau unter dem Strich
411000 Arbeitsplätze erhält oder neu schafft. Die sozialen Mittel soUen
ihrer Forderung nach durch Abgaben und Einsparungen bei ökologisch
schädlichen Projekten (z. B. Autobahnbau), Rüstungskürzungen sowie
Steuererhöhungen aufgebracht werden.
Ohne die Ausbildungsabgabe werden jährlich 17,8 Milliarden Mark an
Abgaben, 7 Milliarden Mark durch eine Erhöhung der Mineralölsteuer
imd 29,5 Milliarden Mark durch sonstige Maßnalmen erwartet. Das ist
weit mehr, als die SPD für ihr Sondervermögen für Arbeit imd Umwelt
jährhch mobilisieren will. Die Instrumente der Umbaupolitik sollen neben
Abgaben, die in anderer Verwendung zu Subventionen werden, gesetzlich
nonmerte Gebote und Verbote sein. Der Einsatz der staatlichen Admini
stration und der ökonomischen Regulierungspotentiale des Staates wird
als Haupthebel des ökologischen Umbaus bestimmt. Ein erheblicher Aus
bau der demokratischen Mitbestimmung und Kontrolle wird gefordert.
Wie die SPD halten auch die Grünen in ihrer großen Mehrheit im Gegen
satz zu uns die Eigentumsfi'age für sekundär. Trotzdem sind gemeinsame
Positionen zu umweltpolitischen Tagesfragen mit ihnen vorhanden.
Und wir sagen auch deutlich: Wir haben in der Vergangenheit viel von ih
nen gelernt. Anforderungen an die stoffliche Seite der Entwicklung und
des Einsatzes von Produ^vkräften, die u. a. von den Grünen viel früher
formuliert wurden, haben auch in Forderungen der DKP ihren Nieder
schlag gefunden.
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Die Grünen orientieren sich heute weit mehr als in der Vergangenheit an
außerparlamentarischen Bewegungen. Wie der heftig geführte Flügel
streit in ihrer Organisation zeigt, besteht aber keine Eini^eit über die so
zialen und ökonomischen Bedingungen für die Durchsetzung des ökologi
schen Umbaus.

c) Bürgerinitiativeii, Umweltverbände, ökologische For
schungsinstitute

In den vergangenen Jahren haben sich in der Umwelt- imd Naturschutzbe
wegung eine Reihe von Veränderungen ergeben. Der BUND, früher ein
reiner Naturschutzverband, hat heute weitgehend die frühere Rolle des
BBU übernommen und nimmt in jedem größeren Ort zu allen Planungen
Stellimg, die Auswirkungen auf die Umwelt haben. Der BBU hat aufgrund
interner Auseinandersetzimgen erheblich an Einfluß verloren, hat aber
seinen Tie^imkt überschritten und befindet sich wieder im Aufwärts
trend.

Zahlreiche Menschen kämpfen in örtlichen Initiativen für konkrete, eng
begrenzte Ziele, also gegen die Gefährdimg durch Giftmülldeponien vor
der Haustür, gegen verschmutztes Wasser, verschmutzte Luft oder hohe
Lärmpegel meist in ihrer unmittelbaren Nachbarschaft und gehören kei
nem Verband an. Alle Initiativen und Organisationen der Umwelt- und
Naturschutzbewegung sind überparteilich. Ihre Mitglieder gehören einem
breiten politischen Spektrum mit unterschiedlichen Weltanschauungen
und politischen Einschätzungen an.
Eine große Mehrheit dieser Bewegung hat sicher eine andere Weltan
schauung, als wir Kommunisten. In vielen konkreten Einzelforderungen
z. B. zur Müllverhinderung und -Verminderung gibt es trotzdem weitge
hende Übereinstimmung. Einigkeit besteht aber oft noch nicht in der Fra
ge, welche Forderungen in Kooperation mit Staat und Großindustrie
durchgesetzt und welche gegen die Monopole und ihre politischen Vertre
ter erkämpft werden müssen. Auch ist häufig die Bereitschaft vorhanden,
der Abwälzung von Kosten, die durch schärfere Umweltschutzauflagen
entstehen, auf die Masse der Bevölkerung zuzustünmen. Wir wenden uns
entschieden gegen die Sozialisierung der Kosten und werden in Bün^s-
sen stets für Forderungen eintreten, die die Verursacher zur Kasse bitten.
Wir müssen deutlich sehen, daß alle Forderungen, die Stoffverbote oder
schärfere Umweltauflagen zur Folge haben, objektiv gegen die Verursa
cher, die Großkonzeme gerichtet sind. Denn die werden ja, wenn es ge
lingt, entsprechende Forderungen durchzusetzen, dazu gezwungen, auf
für sie profitablere Produktionslinien im Interesse unserer Lebensgrund
lagen zu verzichten.
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d) Gewerkschaften

Hier gibt es ähnliche Entwicklungen, wie in der SPD. Umweltpolitische
Forderungen sind in allen DGB-Gewerkschften Bestandteile von Ar
beitsplatzbeschaffungsprogrammen. Die praktische Bedeutung, die die
sen Forderungen zukommt, ist aber in den einzelnen DGB-Gewerkschaf
ten sehr unterschiedlich.

Besonders die ÖTV macht sich gegen die Privatisierung kommunaler
Müllbeseitigung stärkt. Ein wesentlicher Grund dafür ist der Kampf um
den Erhalt des sozialen Besitzstandes der Kollegen bei der Müllabfuhr.
Würde die ÖTV-Forderung realisiert, hätte das aber auch positive Aus
wirkungen auf die Möglichkeit des Staates, seine Müllpolitik an den Inter
essen der großen Mehrheit der Bevölkerung auszurichten.
Die DGB-Gewerkschaften sind sich weitgehend darin einig, daß bei der
Müllpolitik die Vermeidung Vorrang erlisten muß vor der Beseitigung.
Bei konkreteren Emzeprojekten, wie z. B. geplanten Industriemüllver
brennungsanlagen, haben aber verschiedene DGB-Gewerkschaften in
der Vergangenheit oft imterschiedliche Stellungnahmen abgegeben. Eine
Reihe von Gewerkschafts-kreisorganisationen stimmen immer noch ge
planten, auch umweltgefährdenden Anlagen zu, wenn die Zahl der ver
sprochenen Arbeitsplätzehochgenugist.Zimehmend versuchen aber Ge
werkschaften die Forderung nach umweltverträglicheren Alternativen
und den Kampf um die Schafi^g neuer Arbeitsplätze auch in ihrer prakti
schen Arbeit zu verbinden.

E. Den ökologischen Umbau gegen
Konzerne und SM-Staat durchsetzen

Die „Frankfurter Allgemeine" ̂ AZ) macht sich Sorgen, weü immer mehr
Menschen wegen der Umweltsituation in der Welt imd besonders in unse-
remLand beunruhigt sind. .. In den Vorstandsetagen und Chenuever-
vänden ist mu: selten etwas vom Dienen, von Achtung vor der Gesellschaft
pi spüren," schreibt das großbürgerliche Blatt. „Sie (die chemische Groß-
indus^e) stiäubte sich zu lange gegen jedwede Reglementierung, so daß
die Oftentlichkeit den Eindruck haben mußte, Gewinne seien allemal
wichtiger ̂  Gesundheit und Umwelt." Damit das Vertrauen der Mehr
heit der Bürger in Staat und Großindustrie wieder gefestigt wird, fordert
die FAZ: „Man sollte... nachundnachzugeschlossenenAnlagenüberge-
hen, das Recyclinginnerhalb der Betriebe ausbauen und dieUmwelt entla
sten. Die Forderung, die Emissionen bis zur Jahrhundertwende nahe an
die Nullgrenze herunterzudrücken, ist keineswegs utopisch."
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Daß die FAZ so etwas in ihrem Leitartikel schreibt, wird ihr nicht als Klas
senverrat ausgelegt. Es ist ebenso, wie die zahlreichen Rimdfunk-, Fern
sehsendungen und Zeitungsartikel über die immer zahlreicher werdenden
Umweltskandale, Ausdruck für erhebliche Widersprüche innerhalb der
Monopolbourgeoisie.
Denn nicht alle Großkonzeme sind gleichmäßig für alle Bereiche der Um
weltvergiftung und -Zerstörung verantwortlich.
So wird z. B. die Wasserverschmutzung zum allergrößten Ted von der
Chemie- imd Papierindustrie sowie vom Salzbergbau verursacht. Hohe
Schadstoffkonzentrationen in unseren Flüssen und Seen führen aber nicht

nur zu einer Verschlechterung der Nutzungsmöglichkeiten für die arbei
tende Bevölkerung; sie verursachen auch Milliardenschäden durch Kor
rosion, z. B. in KüUwassersystemen der Eisen- imd Stahlindustrie. Was
dazu führt, daß auch Monopole ein großes Interesse an der besseren Reini
gung der Gewässer entwickeln.
^ einigen Ländern Europas, wie z.B. in den Niederlanden, die wegen der
Nähe zur Küste über so gut wie kerne Grundwasservorräte verfügen und
deshalb auf die Trink- und Brauchwasserversorgung aus dem Rhein ange
wiesen smd, ist der Kampf gegen die Wasserverschmutzung durch bun
desdeutsche, französische und Schweizer Großbetriebe zu einer nationa
len und klassenübergreifenden Frage geworden. Denn alle Klassen und
Schichten^ind dort vom hohen Grad der Rheinverschmutzimg betroffen
und haben die Folgen zu tragen.
Nicht alle Großbetriebe verursachen große Mengen gefährlichen Mülls.
Und durch die Verschärfung der bestehenden Umweltprobleme hat sich
teUweise auch im Kapitalinteresse ein unumgänglicher Handlungsbgedarf
ergeben. So schätzt das Umweltbimdesamt, daß in den nächsten 10 Jahren
mindestens 17 Milliarden DM für die Sanierung von Altdeponien ausge
geben werden müssen/^>Damit entsteht ein neuer Markt, der auch für die
größten multinationalen Konzerne interessante Dimensionen hat. Einmal
entwickelte Technik zur Sanierung von Altdeponien kann aber oft auch
dazu eingesetzt werden, neue Deponien sicherer zu machen oder sie kann
sogar zum Recycling von AbtiUlen eingesetzt werden.
Um keine Mißverständnisse zu erzeugen: Oftmals werden auch durch den
Umweltschutzmarkt nur Scheinlösungen entwickelt (neue Verbren
nungsanlagen, Verlagerung in andere Umweltbereiche usw.). Aber durch
diesen Markt geraten die Müllverursacher unter Druck. Weü Profite win
ken, haben TeUe der Großindustrie ein ökononüsches Interesse an schär
feren Auflagen. Nicht an Auflagen für sich, sondern für die Konkurrenz.
Und das fito zu einem labUeniG'äfteverhältnis. Wegen der Widersprüche
innerhalb der herrschenden Klasse können erste Teüschritte zur Ent

schärfung der Müllkrise, zur Verringerung der daraus resultierenden Ge
fahren fin uns und unsere Umwelt mit relativ geringen Gegenkräften er
kämpft werden.
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Vorausgesetzt, wir einigen uns auf gemeinsame Tagesforderungen all der
Kräfte, die mit den vöUig unzureichenden umweltpolitischen M^nahmen
der Bundesregierung nicht einverstanden sind und die nicht davon ausge
hen, daß die Großindustrie freiwillig bereit ist, unsere Gesundheit und das
Leben unserer Kinder über ihre Profitinteressen zu stellen. Auch dazu soll

unsere heutige Beratung mit beitragen.
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